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Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Rechenzentren sind die künftigen Gradmesser für die Wertschöpfung in 

unserem Land. Künstliche Intelligenz und Rechenzentren verschieben 

außerdem die Art, wie wir in Deutschland Wachstum und Wohlstand 

schaffen und sichern werden.   

Nur mit leistungsstarken Rechenzentren können wir digitale Technologie 

selbstbestimmt entwickeln, bereitstellen und sicher nutzen – auf 

internationalem Spitzenniveau. Rechenzentren leisten somit einen 

entscheidenen Beitrag zu unserer digitalen Souveränität: Wir können 

unsere eigenen, technologischen Schlüsselbereiche und Innovationen 

besser schützen und kritische Abhängigkeiten reduzieren. 

Mit dem heutigen Kabinettbeschluss der Rechenzentrumstrategie kommen 

wir auf diesem Weg einen entscheidenden Schritt voran. Zudem setzen wir 

einen bedeutsamen Auftrag aus dem gemeinsamen Koalitionsvertrag um.  

Mit der Strategie wollen wir Deutschland zu einem führenden und 

attraktiven Standort für Rechenzentrumskapazitäten weiterentwickeln. Ziel 

ist es, das Rechenleistung genauso schnell wachsen kann wie der 

entsprechende Bedarf von Wirtschaft (Start-Ups, Mittelstand, Industrie), 

Wissenschaft und Forschung, öffentlicher Verwaltung und Zivilgesellschaft.  

Bis 2030 wollen wir so die Rechenzentrumskapazitäten in Deutschland 

mindestens verdoppeln und die Kapazitäten für Hochleistungs-Computing  
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(HPC) und Künstliche Intelligenz mindestens vervierfachen. Vorschläge für 

Flächen kommen von politischer Seite, die finale Entscheidung, wo ein  

Rechenzentrum errichtet wird, bleibt bei den privatwirtschaftlichen 

Akteuren. Dabei werden nachhaltige Aspekte und eine resiliente regionale 

Aufstellung berücksichtigt.  

Unsere Strategie konzentriert sich auf drei zentrale Handlungsfelder: 

1. Energie und Nachhaltigkeit: 

- Stromanschlüsse für Rechenzentren beschleunigen und 

verlässlich sichern. 

- Deutschland zu einem führenden Standort für nachhaltige, 

energieeffiziente Rechenzentren machen. 

- Wettbewerbsfähige Strompreise für Rechenzentren 

ermöglichen. 

2. Standort und Fläche: 

- Flächen identifizieren und attraktiv für Investoren und 

Kommunen ausgestalten. 

- Planungs- und Genehmigungsverfahren für Rechenzentren 

beschleunigen.  

3. Technologie und Souveränität: 

- Souveräne und hochleistungsfähige Recheninfrastruktur für 

KI, Cloud-Anwendungen und andere bahnbrechende 

Technologien ausbauen.  

- Innovative Technologien vorantreiben – insbesondere für KI-, 

Cloud- und Edge-Computing.  

- Souveräne Rechenkapazitäten stärker nutzen.  

Mit dem Kabinettbeschluss beginnt die Umsetzung von 28 konkreten 

Maßnahmen. Sie wird jährlich überprüft, weiterentwickelt und aktualisiert. 

Dabei setzt die Bundesregierung auf eine enge Zusammenarbeit mit 

Ländern, Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft. 

Ich freue mich auf die weitere konstruktive Zusammenarbeit und darauf, 

die Strategie gemeinsam mit Ihnen voranzubringen.  

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Karsten Wildberger 
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Eine umfassende Digitalisierung und ausreichende 

Rechenzentrumskapazitäten sind wichtige Faktoren 

für eine zukunfts- und wettbewerbsfähige Wirtschaft 

und eine moderne öffentliche Verwaltung. 

Wir stehen weltweit und auch in Deutschland am 

Beginn einer neuen Phase der digitalen Transforma-

tion. Rechenzentren („Data Centers“) sind eine ent-

scheidende physische Grundlage der digitalen 

Transformation einer Gesellschaft, sichern die Leis-

tungsfähigkeit moderner Volkswirtschaften, ermög-

lichen Innovation, stärken Wertschöpfung und bil-

den eine wesentliche Voraussetzung für digitale 

Souveränität und Wirtschaftssicherheit in Deutsch-

land und Europa. Für die Entwicklung von Modellen 

der Künstlichen Intelligenz und deren Nutzung ge-

winnt die Rolle von Rechenzentren als kritische Zu-

kunftsinfrastruktur weltweit weiter an Bedeutung. 

Deutschland mit seiner starken Volkswirtschaft, 

dem weltweit bedeutendsten Internetknoten, zahl-

reichen an der digitalen Transformation beteiligten 

Technologieunternehmen und Forschungseinrich-

tungen darf dabei nicht Zuschauer sein, sondern 

muss und will die digitale Zukunft gemeinsam mit 

den europäischen Partnern selbstbestimmt gestal-

ten. Eine resiliente digitale Infrastruktur und digitale 

Souveränität sind angesichts der geopolitischen Ri-

siken, denen Deutschland und Europa gegenüber-

stehen, zudem nicht nur ein wesentliches Element 

unserer digitalen Leistungsfähigkeit, sondern auch 

unserer nationalen Sicherheit. Wir müssen eigene 

Fähigkeiten aufbauen, um zu verhindern, dass an-

dere, nicht wohlgesonnene Akteure die Kontrolle 

von kritischen Netzwerk-, Rechen- und Kommunika-

tions- und Finanztransaktionsstrukturen und deren 

technischen Komponenten als wirtschaftliches 

Druckmittel gegen Deutschland und Europa einset-

zen können. Digitale Souveränität bedeutet auch 

den Abbau von Abhängigkeiten von marktmächti-

gen außereuropäischen Anbietern, von der Soft-

ware bis zum Chip. 

 

 

 

 

Einleitung 
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Unser Anspruch ist klar: Deutschland soll einer der 

führenden und attraktiven Standorte für Rechen-

zentrumskapazitäten sein. Wir wollen die Rechen-

zentrumskapazitäten in Deutschland bis 2030 min-

destens verdoppeln. Rechenkapazitäten für High-

Performance-Computing (HPC) und Künstliche Intel-

ligenz (KI) wollen wir dabei mindestens vervierfa-

chen. 

Dafür braucht es Rahmenbedingungen, die Wettbe-

werbs- und Innovationsfähigkeit stärken, Investitio-

nen fördern und Planbarkeit sichern. Wir beschleu-

nigen Planungs- und Genehmigungsverfahren unter 

Wahrung von Umweltstandards, verbessern den Zu-

gang zu Anschlüssen an die Stromnetze, streben 

wettbewerbsfähige Strompreise an und richten un-

sere Standortpolitik strategisch aus. Hohe ökologi-

sche und soziale Nachhaltigkeitsstandards verbin-

den wir mit wirtschaftlicher Stärke, Innovation und 

technologischer Exzellenz. 

Diese Strategie ist Ausdruck eines klaren politischen 

Willens: Wir wollen die digitale Leistungsfähigkeit 

Deutschlands und Europas auf ein neues Niveau 

heben. Rechenzentren spielen dabei eine Schlüssel-

rolle – als Orte wirtschaftlicher Wertschöpfung, 

technologischer Innovation, europäischer Souverä-

nität und Wirtschaftssicherheit. Der Ausbau der Re-

chenzentrumskapazität in Deutschland liefert eine 

notwendige Grundlage für die erfolgreiche Entwick-

lung und Implementierung beispielsweise KI-ge-

stützter Lösungen und trägt zu mehr Wertschöp-

fung und Wettbewerbsfähigkeit bei. 

Diese Strategie unterstützt auch die Erreichung des 

Ziels der Hightech Agenda Deutschland (HTAD), In-

novationen in Wertschöpfung und Wettbewerbsfä-

higkeit umzusetzen. Insbesondere verbessert diese 

Strategie und der Ausbau der Rechenkapazitäten in 

 
1   Künstliche Intelligenz, Quantentechnologien, Mikroelektronik, 

Biotechnologie, Fusion und klimaneutrale Energieerzeugung, Tech-

nologien für die klimaneutrale Mobilität. 

Deutschland die Verfügbarkeit und Nutzbarkeit von 

KI-Kapazitäten für Wissenschaft, Forschung, Wirt-

schaft, Verwaltung und Gesellschaft und liefert ei-

nen wichtigen Baustein zur Umsetzung der techno-

logischen Führerschaft in den sechs prioritären 

Schlüsseltechnologien der HTAD1. Sie unterstützt 

die Stärkung von Kompetenzen und die Entwicklung 

von Lösungen entlang des gesamten Technologie-

Stacks in Deutschland und Europa, legt die Grund-

lage für die Ausführung rechenintensiver Anwen-

dungen und stützt so den Transfer sowie die Kom-

merzialisierung innovativer Lösungen. Zudem un-

terstreicht sie unser neues Ambitionsniveau in der 

Forschungs- und Technologiepolitik. 

Diese Strategie zielt sowohl auf Betreiber, Investo-

ren, Ausrüster und Gestalter der digitalen Zukunft 

als auch die öffentliche Hand. Ziel ist es, die Rah-

menbedingungen in Deutschland so zu verändern, 

dass Investitionen in Rechenkapazität genauso 

schnell umgesetzt werden können, wie der Bedarf 

an Digitalisierung von Wirtschaft (Start-Ups, Mit-

telstand, Industrie), Wissenschaft und Forschung, 

öffentlicher Verwaltung sowie auch der Gesell-

schaft insgesamt, einschließlich der organisierten 

Zivilgesellschaft wächst. Die Bundesregierung setzt 

auf einen Austausch mit allen Stakeholdern. Im jähr-

lichen Abstand sollen aktuelle Maßnahmenpläne 

veröffentlicht werden. Gemeinsam sind wir unver-

zichtbare Partner auf diesem Weg. Wir laden alle 

Stakeholder ein, gemeinsam mit uns die digitale 

Recheninfrastruktur der nächsten Generation zu 

entwickeln. 
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Weltweit gibt es eine außergewöhnliche Dyna-

mik im Ausbau der Rechenzentrumslandschaft 

Insbesondere der Hyperscale- und KI-getriebene 

Kapazitätsaufbau führt zugleich zu einer rasanten 

geografischen Ausweitung und Verlagerung von 

Investitionsschwerpunkten. Global nimmt Euro-

pas Anteil am Rechenkapazitäts-Ausbau insbe-

sondere gegenüber den USA und China ab 

(Cushman & Wakefield, 2025). Die Rechenzent-

rumsmärkte sind in den vergangenen Jahren 

weltweit deutlich gewachsen: in den USA um 24,4 

%, in der Asien-Pazifik-Region um 22 % und in Eu-

ropa um 20 %. Auch in den nächsten Jahren wird 

mit erheblichen Wachstumsraten von jährlich 22 

% gerechnet (dena, 2025). Die Internationale 

Energieagentur (IEA) hat für 2030 eine Verdopp-

lung des weltweiten Energiebedarfs der Rechen-

zentren auf rund 945 Terawattstunden (TWh) 

prognostiziert (IEA, 2025). Geographisch ver-

schiebt sich der Ausbau von Rechenkapazitäten 

zunehmend in Regionen mit günstigen Energie-

preisen, hoher Verfügbarkeit von erneuerbaren 

Energien und kurzen Genehmigungsverfahren, 

etwa nach Skandinavien, in die Vereinigten Arabi-

schen Emirate oder Teile der USA (Cushman & 

Wakefield, 2025; McKinsey, 2025). 

 
2 Die Schätzung der Anschlussleistung hängt von den zugrunde 

gelegten Daten ab. Nach Einschätzung der Bundesregierung 

Standortkennzahlen & Marktstruktur 
Deutschland ist gemessen an Kapazitäten und An-

zahl der Standorte der größte Rechenzentrums-

markt in Europa. 

Tabelle 1 Kernzahlen (Überblick) Deutschland 

Kernzahlen  

IT-Anschluss-
leistung 

2.980 MW und davon  
~ 500 MW für KI  
(Borderstep, 2025); 

Strom- 
verbrauch 

~21 TWh (2025)  
≈ 4 % des Bruttostromver-
brauchs (Borderstep, 2025) 

Struktur ~2.000 RZ (>100 kW); 
 ~100 Groß-RZ (>5 MW); 
 Anteil >5 MW-RZ: 48 % 
(Borderstep, 2024) 

Markt- 
segmente 

>50 % Colocation-Anteil; 
Cloud nutzt 49 % der Kapazi-
täten (Borderstep, 2025) 

Tabelle 1 

Borderstep (2025) beziffert die IT-Anschlussleis-

tung von Rechenzentren in Deutschland auf 2.980 

MW2. Diese hat sich damit im Vergleich zum Jahr 

2010 mehr als verdoppelt. Das Wachstum wird 

vor allem von großen Rechenzentren mit mehr als 

5 MW Anschlussleistung verursacht, deren Kapa-

zität sich seit 2010 nahezu verfünffacht hat. Rela-

tiv zur Wirtschaftsstärke (BIP) liegt Deutschland 

innerhalb Europas im Mittelfeld und hinter EU-

Mitgliedstaaten wie z.B. den Niederlanden, 

Schweden oder Irland (Borderstep, 2024). 

stellt aktuell die Schätzung von Borderstep (2025) die umfas-

sendste und damit verlässlichste Berechnung dar. 
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Der Anteil von Rechenzentren, die in Deutschland 

für High-Performance-Computing (HPC) oder KI-

Anwendungen genutzt werden, liegt laut Bor-

derstep (2025) bei 15% und damit knapp 500 MW 

Anschlussleistung3. Anders als in den USA oder 

China gibt es in Deutschland bislang aber noch 

keine großskaligen kommerziellen Rechenzen-

tren, die nur für KI genutzt werden (Borderstep, 

2025). Verschiedene in 2025 angekündigte Inves-

titionen in Rechenzentren werden allerdings dazu 

beitragen, dass die hiesigen Rechenkapazitäten 

für KI steigen werden. 

Der Stromverbrauch für Rechenzentren steigt 

und beträgt ungefähr 21 TWh (2025). Ihr Anteil 

am Bruttostromverbrauch liegt bei rund 4 %. Effi-

zienzgewinne (Verbesserung der sog. Power U-

sage Effectiveness (PUE) von durchschnittlich 1,8 

auf 1,43 seit 2010) reduzieren den Stromver-

brauch je Recheneinheit, werden aber durch den 

Nachfragezuwachs (Cloud, KI, HPC) übertroffen 

(Borderstep, 2025). Zur Höhe der Treibhaus-

gasemissionen durch Rechenzentren kommen 

Studien je nach Untersuchungsgegenstand zu un-

terschiedlichen Ergebnissen (Borderstep, 2024; 

Fraunhofer IZM, 2025). Zu sinkenden Emissionen 

pro Rechenleistung dürften aber insbesondere 

der verpflichtende bilanzielle Bezug von EE-Strom 

und der zugleich weiterhin dynamische Ausbau 

erneuerbarer Energien beitragen. Treibhaus-

gasemissionen bei der Herstellung der Informati-

onstechnik (IT) sind hierbei unberücksichtigt. 

Räumlich sind im Gebiet Frankfurt/Rhein-Main 

die größten Rechenzentrumskapazitäten in 

Deutschland verortet (mehr als ein Drittel der na-

tionalen Gesamtkapazität; Borderstep, 2025), 

wobei dieses historisch zunächst wegen der Nähe 

zum DE-CIX sowie dem dortigen Bankenstandort 

entstandene und in der EU bedeutendste Cluster 

bei Stromnetzanschlusskapazitäten (ähnlich wie 

die anderen etablierten großen europäischen Re-

chenzentren-Cluster London, Amsterdam) 

 
3 Deloitte (2025) schätzt die Anschlussleistung der grundsätzlich 

KI-fähigen Rechenzentren in Deutschland und berechnet für 

2025 einen Wert von 1,6 GW. 

zunehmend an Flächen- und Netzgrenzen stößt. 

Berlin-Brandenburg sowie aus Stromnetzsicht 

günstige Lagen (z. B. Rheinisches Revier) gewin-

nen an Dynamik. Mittelgroße und große Rechen-

zentren sind aktuell in strukturstarken Großstäd-

ten und Ballungsräumen in Deutschland überre-

präsentiert. In der Gesamtschau sind 20,1 % der 

Rechenzentren in ländlichen Räumen verortet, 

während sich nur 1,4 Prozent der Rechenzentren 

in strukturschwachen sehr ländlichen Räumen 

befinden. 

Marktentwicklungen 
Globale Wachstumsraten für Cloud- und Coloca-

tion-Kapazitäten werden für die nächsten Jahre 

jeweils im zweistelligen Prozentbereich prognos-

tiziert (Borderstep, 2025). Zugleich werden vor al-

lem in den USA und China zunehmend großskali-

gere, energieintensive KI-Infrastrukturen geplant 

bzw. angekündigt. Zu erwarten ist außerdem, 

dass Hyperscaler in ihren Rechenzentren auch KI-

Systeme aufbauen werden. Zudem wachsen auch 

Neocloud-Anbieter (Bertelsmann-Stiftung/Inter-

face, 2025). 

Für Deutschland erwartet Borderstep (2025) ei-

nen Anstieg der Anschlussleistung von Rechen-

zentren bis 2030 auf insgesamt 5.000 MW. Der 

Anteil von Rechenzentren, die für HPC und KI ge-

nutzt werden können, soll bis 2030 auf 40% und 

damit rund 2 GW steigen. KIRA (2025) erwartet je 

nach Ambitionsniveau einen Anstieg der An-

schlussleistung für KI-Rechenzentren auf 0,8 GW 

- 5,9 GW bis 2028). Selbst wenn solche Ausbau-

prognosen sich im Detail unterscheiden, belegen 

sie, dass der Ausbaubedarf groß ist. 

Auch auf der Nachfrageseite wird der Markt vor 

allem durch den rasanten Anstieg von KI- und 

HPC-Workloads geprägt. Studien prognostizieren, 

wenn auch ohne detaillierte Angaben zu Annah-

men und Berechnungsmodellen, dass sich der Be-

darf an Rechenleistung für KI in Deutschland 
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zwischen 2025 und 2030 verdreifachen könnte 

(von 1,6 GW auf 4,8 GW; Deloitte, 2025; KIRA 

schätzt den Bedarf an KI-Rechenkapazität sogar 

auf 4,2 GW bis 2028; KIRA, 2025). Andere verwei-

sen darauf, dass die Marktentwicklung mit außer-

gewöhnlicher Geschwindigkeit erfolge und sich 

die Nachfrage in den Bereichen Pre-training, Post-

training und Inferenz in den kommenden Jahren 

auch sehr verändern könne (Bertelsmann-Stif-

tung/Interface, 2025). Zugleich entsteht neben 

u.a. KI-Rechenleistung neue Nachfrage nach auch 

Edge- bzw. verteiltem Rechnen, um in Ergänzung 

zu Cloud Latenzzeiten zu reduzieren und industri-

elle Anwendungen, IoT und autonome Systeme 

zu unterstützen. 

Laut IEA (2025) wird sich der Stromverbrauch von 

Rechenzentren bis 2030 weltweit verdoppeln. Für 

Europa prognostiziert die IEA bis 2030 einen An-

stieg um 70% ggü. dem Niveau von 2024. Rechen-

zentren seien damit global für knapp 10 % des zu-

sätzlichen Strombedarfs zwischen 2024 und 2030 

verantwortlich.  

Parallel nimmt die sogenannte Kopplung von Re-

chenzentren mit anderen Infrastrukturen – etwa 

Wärme- oder Energieinfrastruktur – stark zu. Der 

Markt für solche Kopplungslösungen wuchs zwi-

schen 2024 und 2025 von 14,7 Mrd. USD auf 16,5 

Mrd. USD und gilt als zentraler Hebel für Nachhal-

tigkeit und Systemintegration. Außerdem verän-

dern sich auch Investorenstrategien. Neben Colo-

cation-Anbietern und Immobilienfonds treten 

verstärkt Infrastruktur- und Private-Equity-Inves-

toren auf, die sich auch mit Blick auf mögliche Re-

chenzentren Land- und Energiekapazitäten früh-

zeitig sichern, um langfristige Wettbewerbsvor-

teile zu schaffen (Datacenters.com, 2025). 

Bis zum Jahr 2029 wird es laut Mittelfristprognose 

des Fachkräftemonitorings zu einer Verdopplung 

der Zahl der Fokusberufe mit Engpässen kom-

men, u.a. bei IT-Berufen sowie in Produktions- 

und Bauberufen (Zika et al., 2025). 

Stärken und Schwächen des Rechen-
zentrumsstandorts Deutschland  
Eine Analyse der Stärken und Schwächen des Re-

chenzentrumsstandortes Deutschland bietet die 

Grundlage, um insoweit Chancen und Herausfor-

derungen einordnen zu können. Energie und 

Nachhaltigkeit sind entscheidend für die ökologi-

sche und ökonomische Tragfähigkeit der Entwick-

lung des Rechenzentrumsstandortes Deutsch-

land. Ein zweites Themenfeld betrifft insgesamt 

die Verfügbarkeit, Erschließung und Wirtschaft-

lichkeit geeigneter Standorte und Flächen. Und 

drittens geht es um Technologie und Souveräni-

tät, welche Innovationskraft, Abhängigkeiten und 

strategische Eigenständigkeit des Rechenzent-

rumsstandortes prägen. 
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Deutschland verfügt generell über eine 

sehr hohe Versorgungssicherheit und gut 

ausgebaute Energieversorgung ebenso wie 

speziell auch Netzinfrastruktur. Aufgrund 

des hohen Anteils erneuerbarer Energien 

im Strommix, dem Zugang zu sog. Power 

Purchase Agreements (PPAs) und Her-

kunftsnachweisen verbunden mit ver-

gleichsweise hoher Energieeffizienz, ent-

sprechenden Regularien und vielen verfüg-

baren innovativen Technologien bietet 

Deutschland hervorragende Voraussetzun-

gen für nachhaltige Rechenzentren. Bereits 

heute können viele Betreiber ihren Strom 

bilanziell klimaneutral beziehen. 

Anschlusskapazitäten im Stromnetz sind 

knapp, v.a. in bestehenden Hotspots; lange An-

schlusszeiten und eine fehlende Verzahnung 

von Energie- und Standortplanung behindern 

den Ausbau. Die Strompreise einschließlich 

Netzentgelte liegen international im oberen 

Drittel und belasten die Wettbewerbsfähigkeit; 

(separate) hohe Netzentgelte und Abgaben tra-

gen zu diesem Effekt bei. Die systemische In-

tegration in Strom- und Wärmenetze steht noch 

am Anfang, einheitliche technische Anforderun-

gen für den Netzanschluss sind zu definieren 

(EU-weit). 
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Deutschland bietet durch seine zentrale 

Lage in Europa, die exzellente Konnektivi-

tät (u. a. DE-CIX), aber auch die gut ausge-

baute Verkehrs- und Versorgungsinfra-

struktur attraktive Standortbedingungen. 

Lange etablierte Clusterregionen wie 

Frankfurt/Rhein-Main als Teil der sog. 

FLAP-D-Märkte (FLAP-D = Frankfurt, Loon, 

Amsterdam, Paris und Dublin), mittlerweile 

auch zunehmend Berlin-Brandenburg oder 

Nordrhein-Westfalen verfügen über ge-

wachsene Planungskompetenzen und ein 

gut funktionierendes Immobilien- und Fi-

nanzierungsumfeld. Zudem bieten auch 

ländliche Räume geeignete, dezentrale 

Standorte, unter anderem weil dort ein 

Großteil der Erneuerbaren Energien er-

zeugt wird. Für Investoren gilt Deutschland 

als stabiler Markt mit hoher Nachfragesi-

cherheit. 

Geeignete Flächen sind aus Sicht von Investo-

ren relativ knapp, insbesondere in aktuellen 

Hotspots. Vorausschauende Standort- und 

Raumordnungsplanung fehlt häufig noch (u.a. 

Berücksichtigung von Um- und Mehrfachnutzun-

gen vorhandener Flächen anstelle von Flächen-

neuausweisung), wodurch Clusterentwicklung 

derzeit nicht immer strategisch mit Energie-

/Netzinfrastruktur, Abwärme oder auch Wasser-

versorgung abgestimmt ist. Eine Herausforde-

rung stellen zudem die aus Sicht der Branche als 

zu lang, komplex, heterogen wahrgenomme-

nen Verfahren zur Genehmigung geplanter Vor-

haben dar; Verfahren sind häufig auch nicht auf 

große Campus-Projekte ausgelegt und insge-

samt stark kommunal geprägt. 
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Deutschland verfügt, wie auch der interna-

tionale Vergleich zeigt, über exzellente, 

staatlich finanzierte Rechenzentren zu For-

schungszwecken. Hierzu zählt z. B. das 

Gauss Centre für Supercomputing (GCS) - 

bestehend aus HLRS, JSC, LRZ. Hinzu kom-

men das Nationale Hochleistungsrechnen 

(NHR) und die Nationale Forschungsdaten-

infrastruktur (NFDI). Auch gibt es eine her-

ausragende und forschungsstarke Fach-

community mit Expertise entlang des ge-

samten Technologie-Stacks. Im kommerzi-

ellen Bereich bieten eine dichte Coloca-

tion-Infrastruktur und die hohe Netzkon-

nektivität zudem eine gute technische Aus-

gangsbasis für den Aufbau souveräner Inf-

rastrukturen. Rechenzentren in Deutsch-

land zeichnen sich durch einen hohen tech-

nologischen Standard aus Deutschland 

verfügt außerdem über innovative und 

leistungsfähige Unternehmen, die Techno-

logien für Bau und Betrieb von Rechenzen-

tren anbieten. Zudem gestaltet Deutsch-

land aktiv europäische Programme und 

Governance-Strukturen wie EuroHPC, 

IPCEI Cloud, Gaia-X und die europäischen 

Datenräume mit, die gemeinsame Grundla-

gen für souveräne digitale Infrastrukturen 

entwickeln. 

Deutschland verfügt bislang kaum über kom-

merzielle KI-Kapazitäten. In den Bereichen 

Cloud Computing, KI-Computing und Plattfor-

men besteht eine starke Abhängigkeit von au-

ßereuropäischen Hyperscalern. Diese unterlie-

gen neben dem EU-Recht auch Gesetzen von 

EU-Drittstaaten mit extraterritorialer Wirkung. 

Europäische Alternativen können insb. in Bezug 

auf Leistungsumfang und Skalierbarkeit teil-

weise noch nicht mit marktstarken Hyperscalern 

konkurrieren. Zudem erschweren Lock-In-Ef-

fekte den Umstieg auf und die Nutzung europäi-

scher Lösungen. Skalierung von technologi-

schen Innovationen in Rechenzentren erfolgt 

eher langsam oder nur schrittweise, z.B. Umset-

zung Heißwasserdirektkühlung oder modularer 

RZ-Architekturen. 

Bestehende und geplante Rechenzentren in 

Deutschland setzen im KI-Bereich auf außereu-

ropäische Hardware, energiesparende und ver-

trauenswürdige europäische Halbleiter und Sys-

teme können sich gegen Quasi-Monopole kaum 

durchsetzen. 
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Wir wollen die Rechenkapazitäten in Deutsch-

land bis 2030 mindestens verdoppeln, die Re-

chenkapazitäten für KI mindestens vervierfa-

chen. Dabei werden wir nachhaltige Aspekte be-

rücksichtigen, eine resiliente regionale Aufstel-

lung fördern und den Souveränitätsgedanken von 

Deutschland und der EU stärker in den Blick neh-

men. 

Wir wollen ermöglichen, dass Deutschland, ge-

messen an der Anschlussleistung, dauerhaft zu 

den bedeutendsten Rechenzentrumsstandorten 

weltweit zählt und sich dabei zugleich durch ein 

hohes Maß an Nachhaltigkeit auszeichnet. Wir 

stärken den Rechenzentrumsstandort Deutsch-

land als Leuchtturm Europas, indem wir Cluster 

und regionale sowie dezentrale Ansiedlungen un-

terstützen. 

Denn wir wissen: Eine zukunftsfähige Gesellschaft 

und eine wettbewerbsstarke Wirtschaft sind 

ohne umfassende digitale Transformation nicht 

denk- und gestaltbar. Leistungsfähige Rechenka-

pazitäten sind der Ausgangspunkt für die Entwick-

lung innovativer und wettbewerbsfähiger KI-An-

wendungen, mit denen Produktivitätspotentiale 

für Wirtschaft und Arbeitswelt nachhaltig reali-

siert werden können. Für die Entwicklung innova-

tiver Geschäftsmodelle, die Nutzung bahnbre-

chender Technologien, die Schaffung innovativer 

Arbeitsplätze und die Modernisierung von Wirt-

schaft, Verwaltung und Gesellschaft braucht es 

leistungsfähige Rechenkapazitäten, um Verfüg-

barkeit, Sicherheit und Souveränität zu gewähr-

leisten. Die Stärkung des Rechenzentrumsstand-

orts Deutschland ist daher ein zentrales strategi-

sches Ziel. 

Wir wollen IT-Anschlussleistung von Rechenzen-

tren bis 2030 gegenüber 2025 verdoppeln. Die 

Anschlussleistung von KI-Rechenzentren wollen 

wir bis 2030 gegenüber 2025 sogar mindestens 

vervierfachen. Dafür wollen wir die Rahmenbe-

dingungen in den Handlungsfeldern Energie und 

Nachhaltigkeit, Standort und Fläche, Technologie 

und Souveränität so gestalten, dass Investitionen 

in Rechenkapazitäten genauso schnell umgesetzt 

werden können, wie der Bedarf an Rechenkapazi-

täten wächst. Rechenkapazitäten in Deutschland 

sollen gemeinsam mit dem Markt und der Nach-

frage wachsen und zum Fundament einer leis-

tungsfähigen, souveränen und nachhaltigen digi-

talen Infrastruktur werden. Dafür müssen Maß-

nahmen in allen genannten Handlungsfeldern er-

folgen und dabei ineinandergreifen. 

Handlungsfeld Energie und Nachhaltigkeit 

Wir wollen, dass Rechenzentren zuverlässig, be-

zahlbar und umweltverträglich mit Energie ver-

sorgt werden. Voraussetzung für einen zukunfts-

fähigen Rechenzentrumstandort ist daher ein leis-

tungsfähiges und flexibles Energiesystem. Der 

Leistungsbedarf von Rechenzentren sollte daher 

möglichst frühzeitig in die Planung von Netzinfra-

strukturen integriert werden. Netzanschlusspro-

zesse sowie die Nutzung vorhandener Kapazitä-

ten sollten Anforderungen von Rechenzentren 

bestmöglich Rechnung tragen. Energieeffizienz, 

Erneuerbare Energien, Abwärmenutzung und 

wassersparende Kühlsysteme sind zentrale Hebel 

für Nachhaltigkeit und Versorgungssicherheit und 

alle auch bei der Standortwahl relevant. 

Handlungsfeld Standort und Fläche 

Ohne geeignete Standorte bzw. Fläche gibt es 

keine Investitionen in Rechenzentren. Flächen 

müssen frühzeitig identifiziert, planerisch gesi-

chert und infrastrukturell erschlossen werden. 

Ein Ansatz mit starken zentralen wie auch dezent-

ralen Standorten ist entscheidend für eine resili-

ente Aufstellung. Im Sinne der Nachhaltigkeit 

sollte dabei vorrangig auf die Nach-, Um- und 

Doppelnutzung von Flächen geachtet werden, um 

den Flächenverbrauch nicht weiter zu steigern. 

Wichtig ist deswegen eine vorausschauende 

Standort- und Raumordnungsplanung. 
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Einschlägige Planungs- und Genehmigungspro-

zesse sind, unter Wahrung von Umweltstandards, 

zu beschleunigen, damit Deutschland angesichts 

auch der hohen Entwicklungsgeschwindigkeit im 

Digitalbereich international attraktiv bleibt. 

Handlungsfeld Technologie und Souveränität 

Digitale Souveränität erfordert nationale und eu-

ropäische Kompetenzen, IT-Infrastruktur, techno-

logische Fähigkeiten und Kapazitäten über den 

gesamten Technologie-Stack. Zugleich stellen 

speziell Rechenzentren wichtige Vorhaben dar, 

um europäische Technologien über den gesam-

ten Technologie-Stack zu kommerzialisieren und 

skalieren. 

Unsere Souveränität wollen wir insbesondere im 

Schulterschluss mit unseren europäischen Part-

nern stärken. Daher wollen wir europäische Initi-

ativen weiter aktiv mitgestalten, offene Standards 

fördern und technologische Handlungsfähigkeit 

sichern, um Daten- und Technologiehoheit sowie 

Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. Dies stärkt die 

Wirtschaftssicherheit Deutschlands und der EU. 

Rechenzentren bzw. ihre Betreiber müssen tech-

nologisch führend sein, um wettbewerbs- und zu-

kunftsfähig im Sinne auch der Wirtschaftssicher-

heit und Nachhaltigkeit zu bleiben. Gleiches gilt 

für die Anbieter von Rechenzentrumstechnolo-

gien. Innovationen im gesamten Technologie-

Stack schaffen Standortvorteile. Nicht zuletzt gilt 

dies auch für die praktische Umsetzung von Inno-

vationen im Rechenzentrum selbst, beispiels-

weise im Bereich Kühltechnik, Energieeffizienz 

und Vermarktungsmöglichkeiten. 

Dies betrifft Innovationen bei Hochleistungsrech-

nern (HPC) ebenso wie Recheninfrastruktur für KI, 

Cloud und Edge bis zu Quantentechnologien. 

Gleiches gilt für Anbieter von Hard- oder Soft-

ware, sei es bei hardwarebezogenen Ausgaben 

für IT-Infrastruktur (Server, Speicherlösungen 

sowie Netzwerkinfrastruktur wie Router und 

Switches auf der Systemebene, aber auch für die 

Komponenten bis hin zu den zugrundeliegenden 

Halbleiterchips), Software für Rechenzentren 

oder sekundär durch Nutzung von Technologien 

wie lokale Abwärmenutzung. 

Investitionen aus Drittstaaten sind uns willkom-

men. Gleichwohl zielen wir vor allem darauf ab, 

Unternehmen aus Deutschland und Europa, ge-

rade auch KMU und Start-ups, zu stärken. Wir 

wollen darauf achten, dass bei Bau und Betrieb 

von Rechenzentren europäische und lokale Wert-

schöpfung gestärkt wird. Dazu können auch die 

Nutzung erneuerbarer Energien und die Verwer-

tung von Abwärme beitragen. Occidental. 
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1.Einleitung und strategischer Rah-
men 
Wie in Deutschland insgesamt soll speziell auch 

für Rechenzentren in Deutschland eine vollstän-

dig erneuerbare, bezahlbare und sichere Energie-

versorgung gewährleistet werden. Ein zukunftsfä-

higer Rechenzentrumsstandort erfordert deshalb 

ein leistungsfähiges, flexibles und auf Wachstum 

ausgerichtetes Energiesystem. Energieeffizienz 

und Abwärmenutzung sind weitere zentrale Fak-

toren für die Planung und den Betrieb von Re-

chenzentren. 

2. Strategische Ziele und Maßnah-
men 
Ziel 1: Stromnetzanschlüsse von Rechenzen-

tren sicherstellen und beschleunigen. 

Ein verlässlicher und schneller Netzanschluss ist 

eine zentrale Voraussetzung für die Erschließung 

neuer oder die Erweiterung bestehender Rechen-

zentrumsstandorte. Aus Sicht der Stromnetze 

bündeln Rechenzentren hohe, dauerhafte Leis-

tungsaufnahmen allerdings auch mit teilweise 

sehr schnellen Änderungen des Leistungsbezugs, 

dies gilt vor allem für kommerzielle Rechenzen-

tren (nicht für wissenschaftliche Rechenzentren). 

Der Netzanschluss erfolgt häufig auf der Hoch-

spannungsebene, bei sehr großen Rechenzen-

tren-Projekten teilweise auch auf der Umspann-

ebene zur Höchstspannung. Soweit es sich um 

Verbraucher mit einer hohen Anschlussleistung 

handelt, sind auch immer Aspekte der Systemsta-

bilität zu berücksichtigen. Um regional kon-

zentriert und zügig eine hohe Anzahl an Rechen-

zentren anschließen zu können, sind weiterentwi-

ckelte technische Anforderungen für den Netzan-

schluss essentiell, um einen stabilen Netzbetrieb 

zu gewährleisten. Diese müssen unter Einbezie-

hung der Branche schnell entwickelt und mög-

lichst EU-weit harmonisiert werden. 

Gleichzeitig bestehen Konkurrenzsituationen mit 

anderen Netzanschlusspetenten mit großem Leis-

tungsbedarf. Dazu zählen beispielsweise Unter-

nehmen, die ihre Produktionsprozesse elektrifi-

zieren oder Großwärmepumpen. Der Leistungs-

bedarf von Rechenzentren sollte daher möglichst 

frühzeitig in der Planung von Netzinfrastrukturen 

berücksichtigt werden. Das erfordert beidseitig, 

also von Netzbetreibern sowie von Rechenzent-

rumsbetreibern, eine transparente Kommunika-

tion zu ihren Planungen. Darüber hinaus sind 

Netzanschlussprozesse effizienter zu gestalten 

und Prozesse bei Anschlussbegehren zu verbes-

sern, damit Standortentscheidungen nach Mög-

lichkeit nicht an der Verfügbarkeit von Netzan-

schlusskapazität scheitern. 

Maßnahme 1: Überarbeitetes Vergabever-

fahren der Übertragungsnetzbetreiber  

ermöglichen. 

Rechenzentren konkurrieren um das knapper 

werdende Gut der Netzanschlusskapazität mit an-

deren Anschlusspetenten, derzeit insbesondere 

Großbatteriespeichern. Allein im Übertragungs-

netz liegen den vier Übertragungsnetzbetreibern 

Anschlussanfragen im dreistelligen Gigawattbe-

reich für Batteriespeicherprojekte vor. Netzan-

schlussverfahren müssen daher überdacht wer-

den. Den Übertragungsnetzbetreibern sollte 

mehr Handlungsspielraum eröffnet werden, Ka-

pazitäten für Rechenzentren vorzuhalten. 

Als erste kurzfristige Maßnahme um zu verhin-

dern, dass vorhandene Stromnetzanschlüsse blo-

ckiert und damit u.a. auch neue Rechenzentren 

möglicherweise über Jahre verhindert würden, 

hat die Bundesregierung Ende 2025 die KraftNAV 

insoweit geändert. 

Um das Vergabeverfahren der Übertragungsnetz-

betreiber zu Netzanschlusskapazitäten zu 
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überarbeiten, wird die Bundesregierung Vor-

schläge vorlegen. 

Maßnahme 2: Verbessertes Vergabeverfah-

ren der Verteilnetzbetreiber schaffen, u.a. 

verbesserte Transparenz über freie Netzan-

schlusskapazität. 

Auch im Verteilnetz bestehen spezifische Heraus-

forderungen beim Netzanschluss von Rechenzen-

tren. Die Prozesse sollten verbessert und digitali-

siert werden. Höhere Transparenz über vorhan-

dene Anschlusskapazitäten und belastbare Aus-

baupläne für alle Interessenten wie auch Rechen-

zentren können helfen, Anfragen zu Informations-

zwecken von ernsthaften Netzanschlussbegehren 

zu trennen. Es bedarf Reservierungsmechanis-

men für Netzanschlusskapazität, die an den je-

weiligen Projektfortschritt anknüpfen. So kann 

die beiderseitige Planungssicherheit gestärkt 

werden. Vorhandene Kapazitäten müssen derweil 

effizient genutzt werden. Dabei ist zu berücksich-

tigen, dass Kapazitätssteuerung im Verteilnetz 

nur im Zusammenspiel mit einer abgestimmten 

Struktur‑ und Standortpolitik wirksam umgesetzt 

werden kann. Die Herausforderungen sind regio-

nal sehr unterschiedlich, sodass es weniger den 

einen Mechanismus gibt, sondern einen Instru-

mentenkasten braucht, der Vergabeverfahren, 

Reservierungslogiken, Standortsteuerung und 

technische Anforderungen zusammenführt. 

Um auch das Vergabeverfahren der Verteilnetz-

betreiber zum Netzanschluss zu überarbeiten, 

wird die Bundesregierung auch dazu Vorschläge 

vorlegen. 

überarbeiten, wird die Bundesregierung Vor-

schläge vorlegen. 

Maßnahme 3: Branchenstandard für flexible 

Netzanschlussvereinbarungen („FCA“) für Re-

chenzentren erarbeiten. 

Im sog. Stromspitzen-Paket hat der Gesetzgeber 

2025 einen Rechtsrahmen für flexible Netzan-

schlussvereinbarungen (Flexible Connection Ag-

reements, „FCA“) geschaffen. Unter flexiblen 

Netzanschlussvereinbarungen (FCA) verstehen 

sich vertragliche Regelungen, die einen Anschluss 

trotz begrenzter Netzkapazitäten ermöglichen, 

indem die maximal zulässige Entnahme‑ oder Ein-

speiseleistung zeitlich oder dauerhaft einge-

schränkt werden kann. Hierüber können Rechen-

zentren auch dann angeschlossen werden, wenn 

die verfügbare Netzanschlusskapazität noch nicht 

für die gesamte benötigte Netzanschlussleistung 

ausreicht. Ein Rechenzentrumsstandort kann 

hierdurch mit der bereitgestellten Netzanschluss-

kapazität „mitwachsen“. 

Da die Inhalte der vertraglichen Vereinbarungen 

gesetzlich nicht im Detail festgelegt sind, wird sich 

die Bundesregierung dafür einsetzen, dass Mus-

tervereinbarungen als Branchenstandard Re-

chenzentrumsbetreibern helfen, das Instrument 

flexibler Netzanschlussvereinbarungen in die Pra-

xis umzusetzen. 

Maßnahme 4: Möglichst EU-weit harmoni-

sierte technische Anforderungen für den 

Netzanschluss festlegen. 

Die Festlegung verbindlicher und einheitlicher 

technischer Anforderungen für den Netzan-

schluss ist Grundvoraussetzung für den erfolgrei-

chen Anschluss einer hohen Anzahl an Rechen-

zentren ohne Gefährdung der Stabilität des euro-

päischen Stromnetzes. Nur so erhalten Betreiber 

von Rechenzentren schnell Klarheit über geltende 

Anforderungen und wird ein Flickenteppich 
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unterschiedlicher Anforderungen vermieden. 

Dies ist für eine effiziente Projektierung und Pla-

nungssicherheit notwendig. 

Die Stromnetzbetreiber der Hoch- und Höchst-

spannung werden daher dazu aufgefordert, mög-

lichst schnell gemeinsam mit der Branche techni-

sche Anforderungen für den Netzanschluss zu 

entwickeln. Ziel sollte sein, diese Anforderungen 

in den national geltenden technischen Anschluss-

regeln (TAR) aber auch in den einschlägigen EU-

Netzkodizes zu verankern. 

Ziel 2: Deutschland als einen Standort für 

nachhaltige Rechenzentren, die vollständig 

mit erneuerbarem Strom versorgt und ener-

gieeffizient sind, stärken. 

Nachhaltige Rechenzentren zeichnen sich unter 

anderem dadurch aus, dass sie vollständig mit er-

neuerbaren Energien betrieben werden. Geringer 

Energieverbrauch durch mehr Energieeffizienz 

und die Integration von Abwärme in die Wärme-

versorgung tragen daneben zusätzlich zum Ziel 

der Klimaneutralität und Dekarbonisierung bei. 

Auch trägt eine optimierte Auslastung von Re-

chenzentren zu deren Nachhaltigkeit bei. Für 

nachhaltige Rechenzentren zu berücksichtigen 

sind auch relevante Aspekte der Wasserverfüg-

barkeit und des sparsamen Wasserverbrauchs für 

die Kühlung sowie möglichst auch kreislauffähige 

Hardware. Wichtig für Deutschland als Standort 

für nachhaltige, vollständig mit erneuerbarem 

Strom versorgte und energieeffiziente Rechen-

zentren sind langfristige Investitions- und Versor-

gungsstrukturen, technologische Standards, For-

schung, Kooperationen sowie verlässliche Rah-

menbedingungen. 

Maßnahme 1: Dialogprozess zwischen Re-

chenzentrums- und Energiebranche über Zu-

sammenarbeitsmöglichkeiten beim Ausbau 

Erneuerbarer Energien und Eigenversorgung 

aufsetzen. 

Deutschland gehört bereits zu den Standorten 

mit einer relativ guten Nachhaltigkeitsbilanz sei-

ner Rechenzentren. Ein wesentlicher Faktor inso-

weit ist neben der Steigerung der Energieeffizienz 

die hohe Nutzung von erneuerbaren Energien in 

Deutschland. Betreiber von Rechenzentren in 

Deutschland müssen nach § 11 Absatz 5 Energie-

effizienzgesetz ihren Strombedarf bilanziell ab 

dem 01.01.2024 zu 50 Prozent und ab dem 

01.01.2027 bilanziell zu 100 Prozent aus erneuer-

baren Energien decken. Neben dem marktlichen 

Bezug von Strom aus dem Netz ist Eigenerzeu-

gung von erneuerbaren Energien für Rechenzent-

rumsbetreiber eine Option, die wir stärken wol-

len. In der Wirtschaft gibt es die Bestrebung bei 

begrenzten Netzanschlusskapazitäten teilweise 

auch eine Energieversorgung auf fossiler Basis zu 

nutzen. 

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregie-

rung einen Dialogprozess aufsetzen zwischen Re-

chenzentrums- sowie Energiebranche. In diesem 

Dialogprozess sollten langfristige PPA-Modelle, 

regionale EE-Kopplung und systemdienliche Ei-

genversorgung mit dem Ziel adressiert werden, 

einen investitionsfreundlichen, jedoch zugleich 

wirksamen Nachhaltigkeitsrahmen zu entwickeln. 

Maßnahme 2: Praxisnahe Anforderungen an 

effizienten Stromverbrauch von Rechenzen-

tren schaffen und Abwärmenutzungspro-

jekte erleichtern. 

Rechenzentren werden häufig im sog.- „Co-Loca-

tion“ oder „Co-Hosting“ Geschäftsmodell betrie-

ben. In diesen Fällen haben die Betreiber oftmals 

nur eingeschränkten Einfluss darauf, ob und wie 

viel des vertraglich zugesicherten Energiebedarfs 
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von den Kunden genutzt wird. Dies kann zu Lasten 

niedriger, realer Energieverbrauchseffektivitäts-

werte (PUE-Werte) gehen. Anforderungen an den 

PUE von Rechenzentren sollten daher pragmati-

scher ausgestaltet werden. 

Insbesondere die Ansiedlung neuer, großer Re-

chenzentren erfordert die Wahl eines Standortes, 

an dem ein ausreichender Stromnetzanschluss 

vorhanden ist, was die Wahl möglicher Standorte 

stark limitiert. An den entsprechenden Standor-

ten fehlt es zudem teilweise an einem geeigneten 

Wärmenetz, in das die Abwärme eingespeist wer-

den kann. Die Vorgaben zur Abwärmeabgabe soll-

ten diese Umstände berücksichtigen und eine 

praxisnahe Umsetzung der Abwärmenutzung un-

terstützen. Die Bundesregierung hat bereits in der 

vergangenen Legislaturperiode mit dem Wärme-

planungsgesetz die kommunale Wärmeplanung 

verpflichtend flächendeckend eingeführt; dies 

kann zukünftig eine Einbindung der Abwärme von 

Rechenzentren in die lokale Wärmeversorgung 

erleichtern. 

Die Bundesregierung wird Vorschläge für eine No-

velle des Energieeffizienzgesetzes (EnEfG) vorle-

gen, die für 2026 geplant ist. 

Da die Abwärme zudem einen ungewollten Ne-

beneffekt des Betriebs eines Rechenzentrums 

darstellt, sind viele Betreiber bereit, ihre Ab-

wärme kostenlos oder zu den Selbstkosten an 

Wärmenetzbetreiber oder kommunale Infra-

strukturen abzugeben. Allerdings fallen auf die 

Abgabe Steuern an, auch wenn diese unentgelt-

lich erfolgen soll. Dies stellt ein häufiges finanziel-

les Hemmnis für die Realisierung von Abwärme-

nutzungsprojekten dar. Die Bundesregierung wird 

sich daher bei der Europäischen Kommission da-

für einsetzen, gemeinsam nach Möglichkeiten zu 

suchen, um die kostenlose Abgabe von Abwärme 

steuerfrei rechtlich zu ermöglichen. 

Maßnahme 3: Rahmenbedingungen für 

nachhaltigen Rechenzentrumsbetrieb auf EU-

Ebene voranbringen. 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, 

dass im Rahmen des von der Europäischen Kom-

mission für 2026 geplanten Data Center Energy 

Efficiency Package sowohl ein aussagekräftiges 

Kennzeichnungssystem (Common Union Rating 

Scheme for Data Centres) eingeführt wird als 

auch sinnvolle Mindestanforderungen an die 

Energieeffizienz von Rechenzentren, die nicht zu-

letzt insoweit auch für ein regulatorisches Level-

Playing Field in Europa sorgen. Dabei soll dann 

auch der Wasserbedarf der europäischen Re-

chenzentren, der beim Betrieb vor allem vom 

Kühlsystem abhängig ist, mit zu berücksichtigten 

sein. Eine erste Orientierung hierfür bietet zum 

Beispiel das Umweltzeichen Blauer Engel für Re-

chenzentren (DE-UZ 228). 

Ziel 3: Wettbewerbsfähige Strompreise für 

Rechenzentren anstreben. 

Stromkosten spielen als größter Betriebskosten-

faktor eine zentrale Rolle für Rechenzentren. Re-

chenzentren für das besonders energieintensive 

Training von Künstlicher Intelligenz, aber auch für 

den Betrieb von KI-Anwendungen oder Cloud-An-

wendungen werden aus betriebswirtschaftlicher 

Logik in Ländern oder Regionen gebaut, wo Strom 

als Betriebsmittel nicht nur verlässlich und ausrei-

chend, sondern auch günstig verfügbar ist. Plan-

bare wettbewerbsfähige Preise schaffen Investiti-

onssicherheit und fördern die Transformation hin 

zu nachhaltigen Rechenzenten. Gemeint ist die 

Summe aus Kosten für Beschaffung und Vertrieb, 

Netzentgelte sowie Steuern und Umlagen. 
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Maßnahme 1: Zugunsten auch von Rechen-

zentren wirkende Staatszuschüsse zu EEG 

und Netzkosten fortführen. 

Verschiedene auch die Rechenzentrumsbranche 

begünstigende Maßnahmen zur Senkung der 

Energiekosten wurden bereits ergriffen und wer-

den fortgeführt. Dies betrifft zunächst die Finan-

zierung der EEG-Kosten über den Bundeshaus-

halt. Auch in Zukunft übernimmt der Bund die 

Kosten für die EEG-Finanzierung. Damit entlastet 

die Bundesregierung alle Stromverbraucher und 

somit auch die Betreiber von Rechenzentren. 

Gleiches gilt für die Entlastung bei den Netzent-

gelten durch den die Netzentgelte mindernden 

Zuschuss zu den Übertragungsnetzkosten. Diese 

Zuschüsse entlasten unmittelbar an das Übertra-

gungsnetz angeschlossene energieintensive Un-

ternehmen und tragen mittelbar auch zur Sen-

kung der Entgelte nachgelagerter Verteilernetz-

betreiber bei. Sie kommen also auch Betreibern 

von Rechenzentren zugute. 

Maßnahme 2: Rechenzentren in die Strom-

preiskompensation einbeziehen. 

Über das Instrument der Strompreiskompensa-

tion können besonders strom- und handelsinten-

sive Unternehmen von einem Teil der im Strom-

preis enthaltenen indirekten CO2-Kosten entlas-

tet werden, um Abwanderung ins Nicht-EU-Aus-

land zu verhindern. Die beihilferechtlichen Mög-

lichkeiten richten sich nach den ETS-Beihilfeleitli-

nien. Beihilfeberechtigt sind die Wirtschaftssek-

toren, die im Anhang I dieser Leitlinien genannt 

sind. Zudem besteht die Möglichkeit, die Beihilfe-

fähigkeit weiterer Sektoren durch die Europäische 

Kommission anerkennen zu lassen, wenn die Sek-

toren Nachweise über das Überschreiten der ein-

schlägigen Schwellenwerte beibringen. Die Bun-

desregierung setzt sich wie im Koalitionsvertrag 

vereinbart gegenüber der Europäischen Kommis-

sion für eine Einbeziehung von Rechenzentren in 

die Strompreiskompensation ein. 

Maßnahme 3: Rechenzentren bei der Ausge-

staltung der Netzentgeltsystematik im AgNES 

Prozess der BNetzA berücksichtigen. 

Da Rechenzentren bei nachgewiesener Lastflexi-

bilität oder Abwärmenutzung zu Klimaschutz und 

Netzstabilität beitragen, sollten sie bei der in Fest-

legungen der Bundesnetzagentur erfolgenden 

Ausgestaltung der Netzentgeltsystematik im Rah-

men des AgNES Prozesses (Allgemeine Netzent-

geltsystematik Strom) der Bundesnetzagentur Be-

rücksichtigung finden. 
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1.Einleitung und strategischer Rah-
men 
Die ökonomischen Bedingungen für Investitionen 

am Standort Deutschland wurden mit dem 

Wachstumsbooster bereits verbessert. Durch das 

Standortfördergesetz sollen zudem die Rahmen-

bedingungen für private Investitionen, insbeson-

dere in Infrastruktur und Erneuerbare Energien 

sowie in Wagnis- und Wachstumskapital, verbes-

sert werden. Mit dem Gesetz für ein steuerliches 

Investitionssofortprogramm zur Stärkung des 

Wirtschaftsstandorts Deutschland wurde eine de-

gressive Absetzung für Abnutzung (AfA) für be-

wegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 

in Höhe von bis zu 30 Prozent eingeführt. Diese 

gilt für Investitionen, die nach dem 30. Juni 2025 

und vor dem 1. Januar 2028 getätigt werden. Dar-

über hinaus wird die Senkung des Körperschaft-

steuersatzes ab dem Jahr 2028 um jährlich einen 

Prozentpunkt – von derzeit 15 Prozent auf 10 Pro-

zent umgesetzt und reduziert. Von diesen Maß-

nahmen können auch Rechenzentren profitieren. 

Zugleich bleibt die Verfügbarkeit geeigneter und 

das heißt, auch für die jeweiligen Kommune at-

traktiver Standorte ein zentraler Faktor für den 

Rechenzentrumsstandort Deutschland. Um An-

siedlungen zu ermöglichen und zu beschleunigen, 

müssen Flächen frühzeitig identifiziert, planerisch 

gesichert und infrastrukturell erschlossen wer-

den. Aus diesem Grund sind aus Sicht der Bundes-

regierung auch eine bessere Koordination der 

Raumordnung sowie auch allgemein schnellere 

Planungs- und Genehmigungsprozesse notwen-

dig. 

Wesentlicher Faktor für Standortentscheidungen 

und den Betrieb von Rechenzentren neben Ener-

gie sind zudem hochperformante Gigabitnetze, 

beispielsweise für Datenübertragung, latenzkriti-

sche Anwendungen und Fernwartung. Ohne 

diese Infrastruktur können Rechenzentren nicht 

effizient betrieben werden. 

2. Strategische Ziele und Maßnah-
men 
Ziel 1: Flächen identifizieren und attraktiv für 

Investoren und Kommunen ausgestalten. 

Die Identifikation und Vorbereitung von Flächen 

reduziert Fehlallokationen, verkürzt Standortent-

scheidungen, ermöglicht die frühe Berücksichti-

gung von Nachhaltigkeitsaspekten und erleichtert 

interregionale Koordination. Die Unterstützung 

der jeweiligen Kommune ist dabei einer der ent-

scheidenden Erfolgsfaktoren bei der Ansiedelung 

aller neuen Industrieprojekte. Durch wirtschaft-

lich vorteilhafte Anreize müssen im Rahmen einer 

besseren Ansiedlungspolitik Rechenzentrumspro-

jekte attraktiv für betroffene Kommunen, Bevöl-

kerung und Wirtschaft vor Ort werden. 

Maßnahme 1:  Konzept zur Ausweisung von 

Vorzugsflächen für Rechenzentren entwi-

ckeln. 

Erfahrungen auch aus anderen Ländern legen 

nahe, dass es sinnvoll sein könnte, bestimmte Flä-

chen in Deutschland als besonders geeignete Flä-

chen zu bestimmen und möglicherweise dann 

auch zu vermarkten, wenn im Gegenzug dann 

auch bestimmte Vorzugsregeln gelten. Gemein-

sam insbesondere mit Netzbetreibern, Ländern 

(einschließlich Kommunen) und auch Wirt-

schaftsförderern wird die Bundesregierung ein 

entsprechendes Konzept entwickeln. Beitragen 

kann hier die Identifikation von sog. Brownfield-

Flächen, also bereits genutzten oder bebauten 

Flächen wie zum Beispiel ehemaligen Kraft- und 

Bergwerken oder Industrieanlagen, die für Re-

chenzentrumsansiedlungen nutzungsbereit wä-

ren (ready-to-use), und bei denen absehbar je-

weils keine entgegenstehenden Konkurrenzsitua-

tionen mit anderen Bedarfsträgern z.B. bei Netz-

anschlüssen bestehen. Einerseits ist dort in der 

Regel bereits eine (Teil-)Erschließung vorhanden, 
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andererseits kann damit aber ein nennenswerter 

Beitrag zur Reduzierung der Flächenneuinan-

spruchnahme geleistet werden. 

Maßnahme 2: Standardisierten Kriterienka-

talog und Handreichung für Kommunen zur 

Bewertung und Priorisierung geeigneter Flä-

chen für Rechenzentren erstellen. 

Eine Ansiedlung von Rechenzentren sowohl in 

traditionell starken zentralen Clustern wie auch 

dezentral in vielen weiteren Standorten ist nicht 

nur ein Beitrag für eine resiliente Aufstellung, 

sondern könnte darüber hinaus einen Beitrag zur 

Netzentlastung und zur Nutzung regionaler Wert-

schöpfungspotenziale leisten. Dies gilt insbeson-

dere, wenn die Ansiedlung durch weitere regio-

nalpolitische Maßnahmen flankiert wird, etwa 

zur Clusterbildung entlang der gesamten Wert-

schöpfungskette. 

Nicht alle Regionen und Länder in Deutschland 

haben gleichermaßen Erfahrungen mit Ansied-

lungen von Rechenzentren. Zugleich bestehen 

mancherorts bereits breite Erfahrungen, auf die 

aufgebaut werden könnte. Zu möglichen Instru-

menten hier gehören Raumplanung und Flächen-

entwicklungspläne sowie Bauleitplanung oder 

auch Potentialflächenkataster. Auch interkommu-

nale Wärmeplanung kann ergänzend als Dialog- 

und Austauschplattform einen Beitrag zur vor-

rausschauenden Koordination leisten. Um hier 

voneinander zu lernen, soll als erster Schritt eine 

gemeinsame Evaluierung von Vor-Ort-Standort-

politik mit den hier primär zuständigen Ländern 

und Kommunen erfolgen. Verbunden werden soll 

dies mit der Erstellung eines Kriterienkatalogs zur 

Bewertung und Priorisierung geeigneter Flächen 

für Rechenzentren. In Absprache mit den eben-

falls insoweit primär zuständigen Ländern und 

Kommunen und aufbauend auch auf bereits vor-

liegenden Arbeiten (z.B. aus Hessen) sollen im 

nächsten Schritt Handreichungen für Kommunen 

zur Unterstützung bei der Ansiedlung und dem 

Bau von Rechenzentren einschließlich der Berück-

sichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten erstellt 

werden. 

Maßnahme 3: Ausbau der Telekommunikati-

onsnetze und Konnektivität für Rechenzen-

tren. 

Neben der Datenrate ist zunehmend die Signal-

umlaufzeit oder Latenz, das heißt die Laufzeit ei-

nes Datenpakets vom Nutzenden zum Rechen-

zentrum und der entsprechenden Antwort zurück 

zum Nutzenden (Englisch: Round Trip Time; RTT), 

ein Qualitätsmerkmal für Rechenzentren. Dabei 

werden Laufzeiten und Übertragungsfehler nicht 

nur durch die Länge der Übertragungsstrecke be-

stimmt, sondern auch durch die Anzahl der durch-

laufenen Netzknoten und die damit einherge-

hende Signalverarbeitung. Latenzkritische An-

wendungen bedingen eine physische Nähe der 

Rechenzentren zu den jeweiligen Nutzenden. 

Leistungsfähige Mobilfunknetze erlauben zudem 

mobile Nutzungsszenarien für die Beschäftigten 

vor Ort. Daher ist auch der Ausbau einer funktio-

nierenden und verlässlich nutzbaren Glasfaser- 

und Mobilfunkinfrastruktur als Standortfaktor für 

die Ansiedlung von Rechenzentren von entschei-

dender Bedeutung. Die Bundesregierung unter-

stützt den Ausbau durch die Verbesserung markt-

licher Anreizstrukturen und ergänzende Förder-

maßnahmen. 

Bereits zu Beginn der Legislatur wurde das über-

ragende öffentliche Interesse für den Ausbau von 

Telekommunikationsnetzen im Telekommunikati-

onsgesetz (TKG) aufgenommen. Im Rahmen der 

nächsten TKG-Novelle sollen weitere Vereinfa-

chungen für ausbauende Unternehmen umge-

setzt werden, die sich beschleunigend auf den 

Glasfaserausbau auswirken werden. 
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Schon heute erlaubt es der Breitbandatlas des 

Bundes, die Glasfaser- und Mobilfunkversorgung 

vor Ort bis auf 100 m x 100 m genau zu ermitteln. 

Künftig soll die Versorgung auch adressgenau dar-

gestellt werden können. 

Mit der Gigabitförderung des Bundes, inklusive 

Lückenschlussprogramm, sowie den Unterstüt-

zungsleistungen der Mobilfunkinfrastrukturge-

sellschaft des Bundes wird der Ausbau auch in für 

Marktteilnehmer unwirtschaftlichen Gebieten 

vorangebracht. Dieses Engagement des Bundes 

unterstützt einerseits die dezentrale Ansiedlung 

von Rechenzentren und stärkt andererseits das 

wirtschaftliche Potenzial der derzeit in diesem 

Sinne noch unterversorgten Gebiete. Darüber 

hinaus trägt es dazu bei, gleichwertige Lebensver-

hältnisse zwischen Stadt und Land zu schaffen. 

Maßnahme 4: Einführung eines besonderen 

Zerlegungsmaßstabes für den Gewerbe-

steuer-Messbetrag bei Rechenzentren prü-

fen. 

Bei der Zerlegung des Gewerbesteuer-Messbetra-

ges gilt grundsätzlich das Verhältnis der in den 

einzelnen Betriebstätten gezahlten Arbeitslöhne 

zur Summe der im gesamten Betrieb gezahlten 

Arbeitslöhne. Allerdings gibt es hier bereits Spezi-

alregelungen für Anlagen zur Erzeugung von 

Strom und anderen Energieträgern sowie Wärme 

aus Windenergie und solarer Strahlungsenergie 

sowie für Energiespeicheranlagen im Sinne des § 

3 Nummer 36 des Energiewirtschaftsgesetzes. 

Um Standortgemeinden beim ausschließlichen 

Betrieb von Rechenzentren stärker und gleichmä-

ßiger am Gewerbesteueraufkommen zu beteili-

gen und die notwendige Akzeptanz zur Ansied-

lung von Rechenzentren vor Ort zu steigern, wer-

den wir die Schaffung eines besonderen Zerle-

gungsmaßstabs prüfen. 

Ziel 2: Planungs- und Genehmigungsverfah-

ren für Rechenzentren beschleunigen. 

Unter Wahrung von Umweltstandards beschleu-

nigte und auch digitale Verfahren verkürzen Vor-

laufzeiten und geben Behörden wie Investoren 

klare Leitplanken. Bund, Länder, Kommunen und 

Investoren sollten hier eng zusammenarbeiten 

und gemeinsam herausarbeiten, ob und wie auf 

Basis des bestehenden oder möglicherweise aber 

auch anzupassenden Rechtsrahmens der Bau und 

Betrieb von Rechenzentren beschleunigt werden 

kann. 

Maßnahme 1: „Praxis-Check“ mit Betreibern 

durchführen, um eine beschleunigte Durch-

führung von Planungs- und Genehmigungs-

verfahren für Rechenzentren im bestehen-

den Rechtsrahmen zu erreichen und den 

Rechtsrahmen, wo sinnvoll und notwendig, 

zu verbessern. 

Das bestehende und im Wesentlichen von Län-

derbehörden und Kommunen anzuwendende 

Planungs- und Genehmigungsrecht für Bau und 

Betrieb von Rechenzentren wird von der Bundes-

regierung im Rahmen eines „Praxis-Checks“ auf 

Beschleunigungsmöglichkeiten untersucht. Dabei 

sollen sowohl Optimierungsmöglichkeiten in der 

Umsetzung des bestehenden Rechtsrahmens als 

auch gegebenenfalls notwendige und sinnvolle 

Verbesserungen des Rechtsrahmens unter Wah-

rung von Umweltstandards identifiziert werden. 

Betrachtet werden sollen insbesondere das Bau-

planungsrecht sowie baurechtliche Genehmi-

gungsverfahren, aber auch immissionsschutz-

rechtliche Verfahren mit Blick auf ersatzweise er-

folgende Notstromversorgung. Besonderes Au-

genmerk wird dabei auch auf eine möglichst weit-

gehende Digitalisierung der Verfahren gelegt wer-

den. 
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Maßnahme 2: „Best Practices“ in Planungs- 

und Genehmigungsverfahren für Rechenzen-

tren identifizieren und Austausch dazu zwi-

schen Bund und Ländern (einschließlich 

Kommunen) etablieren. 

In der Praxis gibt es vielfältige und teilweise auch 

unterschiedliche Erfahrungen in den Behörden, 

die auf Ebene der Länder oder Kommunen zu-

ständig sind, bei der Planung und Genehmigung 

von Rechenzentren. Ergänzend zum „Praxis-

Check“ gilt es daher, anhand praktischer Erfah-

rungen in Deutschland „Best Practices“ im Pla-

nungs- und Genehmigungsverfahren zu identifi-

zieren, aufzubereiten und sich dazu auch zwi-

schen Bund und Ländern (einschließlich Kommu-

nen) auszutauschen. Die Bundesregierung wird 

daher im Rahmen eines regelmäßigen Austauschs 

auch unter Nutzung bereits etablierter Formate 

zu Rechenzentren mit den Ländern (einschließlich 

Kommunen) einen Dialog hierzu anstoßen. 
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1.Einleitung und strategischer Rah-
men 
Ziel im Bereich digitaler Technologien ist es, die 

nationale und europäische Digitalwirtschaft zu 

stärken und zu nutzen. Deutschland und Europa 

haben die Kompetenzen, die Kapazitäten und die 

Technologien, um eigene Rechenzentren und Re-

chenkapazitäten zu schaffen. Diese Kompeten-

zen, Kapazitäten und technologischen Fähigkei-

ten wollen wir ausbauen und stärker in die Um-

setzung bringen. Unser Ziel ist es, nationale und 

europäische Angebote auszuweiten, Datenhoheit 

und -souveränität zu stärken und die technologi-

sche Abhängigkeit Deutschlands und Europas zu 

reduzieren. Dafür muss insbesondere die Ent-

wicklung europäischer Lösungen entlang des ge-

samten Technologie-Stacks von der Mikroelektro-

nik über Rechenzentren bis zur Anwendersoft-

ware beschleunigt werden. 

Um die internationale Wettbewerbsfähigkeit und 

digitale Souveränität Deutschlands zu sichern, 

müssen deutsche Rechenzentren bzw. ihre Betrei-

ber und Ausrüster darüber hinaus Technologie ak-

tiv mitgestalten und weiterentwickeln. Technolo-

gische Kompetenz stärkt die Innovationskraft und 

Souveränität, die Attraktivität für Investoren und 

den Zugang zu Hochleistungsressourcen. Innova-

tionen über den gesamten Technologie-Stack 

(d.h. von der Mikroelektronik bis zur Anwender-

software) in Bereichen wie HPC, Rechenkapazitä-

ten für Anwendungen wie KI, Cloud, Edge und 

Quantentechnologien, aber auch Innovationen 

bei energieeffizienter IT-, Kühl-, Abwärme- oder 

Netzwerktechnologie sind Hebel, um Standort-

vorteile zu schaffen und die technologische Sou-

veränität zu stärken. Die Integration europäischer 

Hardware-Komponenten und europäischer Soft-

ware in Cloud-Infrastruktur wollen wir stärken. 

Wesentlicher Pfeiler digitaler Souveränität ist 

auch die uneingeschränkte Handlungsfähigkeit 

der Sicherheitsbehörden des Bundes. Dies betrifft 

Hochverfügbarkeit, Informationssicherheit, 

Georedundanz und die Sicherstellung geheim-

schutzrelevanter Vorgaben und erfordert unter 

anderem eine physische Härtung der Standorte 

gegen äußere Einwirkungen sowie autarke Ener-

giekonzepte, die über Standard-Redundanzen 

hinausgehen. 

Unternehmen benötigen dabei auch eine zugelas-

sene Cloud-Lösung, die die Verarbeitung von Ver-

schlusssachen bei Wahrung des Geheimschutzes 

ermöglicht. 

Für die Wirtschaftssicherheit Deutschlands und 

Europas ist auch eine europäische Cloudinfra-

struktur für vernetzte Komponenten entschei-

dend. Dazu gehört die Sicherheit etwa der Ener-

gieinfrastruktur und von vernetzten Fahrzeugen. 

Durch die Nutzung europäischer Clouds für IT-

/OT-Anwendungen wird der Zugriff auf Daten so-

wie die Fernsteuerung von vernetzten Kompo-

nenten durch nichtvertrauenswürdige Hersteller 

aus Drittstaaten begrenzt. 

Für den Aufbau einer sicheren und souveränen 

europäischen Cloudinfrastruktur sollten kritische 

Komponenten ausschließlich von vertrauenswür-

digen Herstellern verwendet werden. 

Zur Skalierung und Kommerzialisierung innovati-

ver Technologien ist entscheidend, das nationale 

Innovationsökosystem weiter zu stärken, indem 

Start-Ups, Mittelstand, Industrieanwender, For-

schung und Rechenzentrumsbetreiber noch bes-

ser vernetzt und Pilotprojekte und Marktzugänge 

beschleunigt werden, damit Entwicklungen aus 

der Forschung zügig marktfähig werden und in 

kommerzielle Rechenzentren Einzug halten. Da-

bei ist es wichtig, die Auswirkungen auf Arbeits-

produktivität und Beschäftigung sowie die breite 

Anwendbarkeit für die Entwicklung konkreter KI-

Anwendungen in der betrieblichen Praxis beim 

Aufbau von Rechenkapazitäten so früh und konk-

ret wie möglich zu berücksichtigen. 
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2. Strategische Ziele und Maßnah-
men 
Ziel 1: Souveräne und hochleistungsfähige Re-

cheninfrastruktur für KI, Cloud und andere 

bahnbrechende Technologien ausbauen. 

Für das Training und den Betrieb großer KI-Mo-

delle ist der Aufbau hochleistungsfähiger KI-Re-

chenkapazitäten entscheidend. Auch wenn wei-

terhin unklar ist, wie hoch der Bedarf zukünftig 

tatsächlich ausfallen wird. Außerdem ist vor allem 

für industrielle KI-Anwendungen, aber z.B. auch 

für sicherheitsbehördliche KI-Anwendungen, der 

Ausbau von Inferenz-Infrastruktur notwendig. 

Darüber hinaus ist insbesondere für latenzkriti-

sche und hochverfügbare Anwendungen der Auf- 

und Ausbau breit verteilter KI-Rechenkapazitäten 

wichtig. Wir wollen europäische Alternativen für 

wettbewerbsfähige und technologisch innovative 

Rechenzentren und Rechenkapazitäten stärken 

und ausbauen. Dazu wollen wir eigene strategisch 

relevante Kapazitäten aufbauen, Interoperabili-

tät, offene Standards und föderierte Modelle vo-

ranbringen und eine aktive Rolle in europäischen 

Initiativen einnehmen. 

HPC- und Forschungsnetzwerke im Bereich Re-

chenzentren, wie GCS und NHR, sowie aktuelle 

europäische Initiativen wollen wir weiter stärken: 

Neben den in Deutschland angesiedelten KI-Fab-

riken (AI Factories) JAIF und HammerHAI insbe-

sondere gemeinsam mit der Industrie auch die 

Beteiligung an der europäischen Initiative der KI-

Gigafabriken (AI Gigafactories). Diese stellen ein 

Fundament dar, auf dem Innovationsökosysteme 

aus Forschung und Industrie aufsetzen und neue 

Technologien, Modelle und Anwendungen entwi-

ckeln können. 

Bei der IT-Konsolidierung Bund hat die Konzentra-

tion auf den Aufbau vollständig öffentlich bereit-

gestellter Infrastrukturen einen wichtigen Beitrag 

zur Stärkung staatlicher Handlungsfähigkeit ge-

leistet. Jedoch konnten diese Infrastrukturen 

nicht immer den steigenden Bedarf an Flexibilität, 

Innovationsfähigkeit und Skalierbarkeit gerecht 

werden. Neben der Bereitstellung von staatlichen 

Infrastrukturen zur krisenfesten Bereitstellung 

der grundlegenden IT-Funktionalitäten müssen 

daher auch Mittel und Wege gefunden werden, 

IT-Angebote vom freien Markt für die Bundesver-

waltung zentral nutzbar zu machen. 

Maßnahme 1: Die Ansiedlung mindestens ei-

ner KI-Gigafabrik in Deutschland unterstüt-

zen. 

Die Bundesregierung wird den Aufbau und nach-

haltigen Betrieb mindestens einer KI-Gigafabrik in 

Deutschland im Rahmen einer öffentlich-privaten 

Partnerschaft gemeinsam mit dem Gemeinsamen 

Unternehmen EuroHPC, der Europäischen Kom-

mission und einem schlagkräftigen Konsortium 

unter Führung eines deutschen privatwirtschaftli-

chen Rechenzentrumsbetreibers unterstützen. 

Die KI-Gigafabrik stellt ein primär kommerzielles 

Vorhaben dar und bedarf daher eines sich selbst 

tragenden Geschäftsmodells mit Ausrichtung auf 

die Bedarfe der europäischen Wirtschaft. Dane-

ben soll sie auch der Abdeckung öffentlicher Be-

darfe, insbesondere seitens der Forschung und 

öffentlichen Verwaltung einschließlich Sicher-

heitsbehörden des Bundes dienen. Voraussicht-

lich im Sommer 2026 entscheidet EuroHPC nach 

einem Anfang 2026 europaweit erfolgenden För-

deraufruf, welche maximal fünf in der EU geplan-

ten KI-Gigafabriken errichtet werden. Wir setzen 

uns dafür ein, dass die KI-Gigafabriken in signifi-

kantem Umfang europäische Technologie integ-

rieren, z.B. zumindest ein Teil der in den KI-Gi-

gafabriken verbauten Chips von einem europäi-

schen Chip-Designer stammen. 
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Maßnahme 2: Rahmenbedingungen für den 

beschleunigten Ausbau souveräner europäi-

scher kommerzieller KI- und Cloud-Kapazitä-

ten auf EU-Ebene schaffen. 

Im Rahmen des geplanten EU Cloud and AI Deve-

lopment Act, zu dem die Europäische Kommission 

im Frühjahr 2026 einen Vorschlag vorlegen wird, 

werden wir uns aktiv dafür einsetzen, den Ausbau 

souveräner KI- und Cloud-Rechenkapazitäten vo-

ranzubringen. Dazu werden wir uns insbesondere 

auch dafür engagieren, transparente, gemein-

same europaweite Kriterien für souveräne Cloud-

Dienstleistungen zu entwickeln. Interoperabilität, 

die Nutzung offener Standards und offener 

Governance-Rahmenwerke wollen wir voranbrin-

gen. 

Maßnahme 3: KI-Rechenkapazitäten und Da-

tenökosysteme für Nationales Hochleis-

tungsrechnen ausweiten. 

Im Dialog mit den Ländern strebt die Bundesre-

gierung den schrittweisen Ausbau der Kapazitä-

ten des Verbunds für NHR an, insbesondere im 

Bereich der Rechenkapazitäten für KI-basierte 

Forschung. Zudem wird die Bundesregierung Ini-

tiativen im Rahmen der NFDI fördern, um den Zu-

gang zu sowie die Speicherung und das Kuratieren 

von Forschungsdaten und wissenschaftlichen Er-

gebnissen zu erleichtern und die Daten besser 

nutzbar zu machen. 

Maßnahme 4: Kauf von Quantencomputern 

durch Forschungseinrichtungen und HPC-

Zentren unterstützen und Hochleistungsrech-

nen und Quantencomputing vernetzen. 

Die Bundesregierung wird den Kauf von Quanten-

computern durch Forschungseinrichtungen und 

HPC-Zentren weiter unterstützen. Ziel ist die Er-

forschung und Integration von Quantencompu-

tern in die Umgebung eines klassischen Hochleis-

tungsrechners. Die besten Standorte und Nut-

zungskonzepte werden im Wettbewerb ausge-

wählt. Dabei liegt ein Augenmerk auf der Vernet-

zung der HPC- und Quantencomputing Communi-

ties. 

Maßnahme 5: Stärkung der ganzheitlichen 

Cloud-Nutzung durch die öffentliche Verwal-

tung. 

Die Bundesregierung beschleunigt die „Cloudifi-

zierung“ der Bundesverwaltung („Cloud-Smart“) 

und setzt insbesondere bei der Einführung neuer 

Verwaltungsverfahren auf das Cloud-First-Prinzip. 

Künftig setzt die öffentliche Verwaltung verstärkt 

auf hybride und föderierte Cloud-Modelle, die so-

wohl staatliche Infrastrukturen als auch geprüfte 

kommerzielle möglichst europäische Cloud-

Dienste einbeziehen. Dazu wird das BMDS eine 

Umsetzungsskizze mit einer Roadmap für die 

Cloud-Migration der im Rahmen der IT-Be-

triebskonsolidierung Bund identifizierten IT-Lö-

sungen mit den von der IT-Konsolidierung um-

fassten Bundesbehörden abstimmen. Diese ist 

eng mit der Netzstrategie 2030 und dem Deutsch-

land-Stack verknüpft. Unter Berücksichtigung der 

besonderen Herausforderungen der Ressorts 

kann sie so eine Blaupause für eine zukünftige 

ausdifferenzierte Cloud-Nutzung werden.  

Ziel 2: Entwicklung innovativer Technologien 

insb. für KI-, Cloud- und Edge-Computing stär-

ken. 

Innovative Rechenzentrumstechnologien senken 

Betriebskosten, stärken Leistungsfähigkeit, Si-

cherheit und Resilienz, reduzieren Emissionen, 
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tragen zu Nachhaltigkeit bei und verschaffen Vor-

teile im globalen Wettbewerb. Deutsche und eu-

ropäische Unternehmen bieten innovative Lösun-

gen für den Aufbau und die Ausrüstung von Re-

chenzentren über den gesamten Technologie-

Stack an, von Hardware bis hin zum Software-

Stack. Speziell auch für den Betrieb von Rechen-

zentren liefern deutsche und europäische Unter-

nehmen wichtige Lösungen, etwa bei Nachhaltig-

keit z.B. mittels Energieeffizienz und Abwärme-

nutzung oder aber im Bereich Cybersicherheit. Al-

lerdings fehlen in zentralen Komponenten wie 

bspw. Prozessorkernen oder Speichern konkur-

renzfähige deutsche und europäische Angebote 

(sowohl bzgl. Design als auch Produktion der 

Hardware). Die hiesigen Fähigkeiten gilt es daher 

auszubauen, zu intensivieren und europäisch zu 

bündeln. Die nachfolgenden Maßnahmen ergän-

zen daher die Maßnahmen für den Ausbau von 

Fähigkeiten im Chipdesign sowie für den Transfer 

von Chipentwicklungen in die industrielle Anwen-

dung, die die Bundesregierung mit ihrer Mikro-

elektronikstrategie vereinbart hat. 

Maßnahme 1: Knowhow zur Entwicklung 

modernster europäischer Cloud- und KI-

Technologien in paneuropäischen Projekten 

wie IPCEIs bündeln. 

Um die Entwicklung europäischer Alternativen 

für modernste Cloud- und KI-Technologien zu 

schaffen, ist die Bündelung von Knowhow in pan-

europäischen Projekten notwendig. Die Bundes-

regierung wird daher ihr Engagement im IPCEI 

(„Important Project of Common European Inte-

rest“) zu Cloud-Technologien nicht nur fortsetzen, 

sondern wird auch die IPCEIs zu Künstlicher Intel-

ligenz (IPCEI-AI) und zu Edge Compute Infrastruk-

tur (IPCEI-CIC) national und europäisch vorantrei-

ben und miteinander in einem übergreifenden 

systemischen Ansatz verbinden. Mit dem IPCEI AI 

will die Bundesregierung z.B. im 

vorwettbewerblichen Bereich Forschung und Ent-

wicklung für Software-Grundlagen (gemeinsames 

großes KI-Modell, Grundlagentechnologien für 

KI-Training), offene Standards sowie erste indust-

rielle Anwendungen (Applikationssoftware) för-

dern. Der Schwerpunkt soll auf Datenaufberei-

tung, Training, Anwendung und Nachtrainieren 

für sektorspezifische KI liegen. Im IPCEI zu fort-

schrittlichen Halbleitertechnologien (IPCEI-AST) 

werden u.a. europäische KI-Chips und -Chiplets 

entwickelt und Produkte u.a. für europäische Re-

chenzentrums-Bedarfe entlang der gesamten 

Halbleiterwertschöpfungskette anwendungsreif 

gemacht. 

Maßnahme 2: Innovative, nachhaltige Re-

chenzentrumstechnologien fördern. 

Die Bundesregierung fördert die Erforschung 

nachhaltiger Rechenzentrumstechnologien mit 

einem ganzheitlichen, sektorübergreifenden An-

satz. Dazu sollen Rechenzentren mit Blick auf ih-

ren ökologischen Fußabdruck in Gänze und unter 

ihren jeweiligen standortspezifischen Bedingun-

gen betrachtet werden. Das Potenzial zur Verbes-

serung der ökologischen Nachhaltigkeit muss an-

hand geeigneter Demonstratoren aufgezeigt wer-

den. Im Jahr 2026 wird dieser Ansatz vom Bun-

desministerium für Forschung, Technologie und 

Raumfahrt mit einem Förderaufruf zu nachhalti-

gen Rechenzentren adressiert werden.    

Maßnahme 3: Forschung und internationale 

Zusammenarbeit zu (Cyber-) Sicherheit und 

(Cyber-) Resilienz von Rechenzentren erhö-

hen. 

Die enge Verflechtung von Wirtschaft, Wissen-

schaft, Verwaltung und Gesellschaft mit digital 

vernetzten Produkten und Künstlicher Intelligenz 

macht Rechenzentren ein attraktives Ziel für Cy-

berattacken. Daher werden größere 
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Rechenzentren bereits als Teil der kritischen Inf-

rastruktur betrachtet. Jedoch kann auch der Aus-

fall kleinerer Rechenzentren die Infrastruktur 

empfindlich treffen, daher gilt es auch diese hin-

reichend resilient auszulegen. Gleichzeitig kön-

nen regional diversifizierte Rechenzentrumsstan-

dorte auch einen aktiven Beitrag zum Risikoma-

nagement in operativer und technischer Hinsicht 

leisten (Ausfallsicherheit, Flexibilität, Synergien 

mit energiepolitischen Zielen). Deutschland 

muss seine internationale Spitzenposition in der 

Cybersicherheitsforschung nutzen, um sich im 

Bereich der Cyberresilienz als Vorreiter, speziell 

auch bei KI-Rechenzentren, zu etablieren. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Zu-

ständigkeit Forschung und internationale Zusam-

menarbeit zu (Cyber-) Sicherheit und (Cyber-) 

Resilienz von Rechenzentren erhöhen und be-

grüßt auch, wenn sich Fachbehörden (BSI) und 

Forschungseinrichtungen auf internationaler 

Ebene aktiv an der Erarbeitung, Umsetzung und 

Prüfung von Sicherheits- und Resilienzstandards 

beteiligen. 

Ziel 3: Anwendung und Nutzung souveräner 

Rechenkapazitäten stärken 

Die Nutzung deutscher oder europäischer Re-

cheninfrastruktur einschließlich wo notwendig 

auch Funktionsherrschaft sichert in bestimmten 

Fällen staatliche Leistungsfähigkeit, verringert Ri-

siken geopolitischer Verwundbarkeiten und trägt 

dazu bei, Innovation entlang europäischer Wert-

schöpfungsketten zu fördern. 

Maßnahme 1: Rahmenbedingungen zur Nut-

zung souveräner KI- und Cloud-Kapazitäten 

auf EU-Ebene verbessern. 

Wir wollen die Nutzung und Anwendung europä-

ischer KI- und Cloud-Kapazitäten voranbringen. 

Dazu wollen wir uns insbesondere für Erleichte-

rungen bei der öffentlichen Vergabe und bessere 

Sichtbarkeit für und leichtere Beschaffung von eu-

ropäischen Angeboten, z.B. im Rahmen eines eu-

ropäischen Marktplatzes, einsetzen. Die entspre-

chenden Regelungen können im geplanten EU 

Cloud and AI Development Act erfolgen, zu dem 

die Europäische Kommission im Frühjahr 2026 ei-

nen Vorschlag vorlegen wird. 

Maßnahme 2: Integration europäischer Tech-

nologien beim Bau und Betrieb von Rechen-

infrastruktur stärken. 

Wir wollen die Integration deutscher und euro-

päischer Lösungen über den gesamten Technolo-

gie-Stack beim Bau und Betrieb von Rechenzen-

tren stärken. Dazu setzen wir uns für verbindli-

che Vorgaben und Anreize für einen hohen Grad 

an europäischer und nationaler lokaler Wert-

schöpfung ein. Die entsprechenden Regelungen 

können im geplanten EU Cloud and AI Develop-

ment Act erfolgen. 

Maßnahme 3: Souveräne Cloud-Plattform für 

KI-Anwendungen als Bestandteil des 

Deutschland-Stacks einrichten. 

Zur Bereitstellung einer leistungsfähigen Cloud-

Plattform für KI-Anwendungen führt die Bundes-

regierung ein Vergabeverfahren durch. Die Aus-

schreibung schafft die Grundlage für eine souve-

räne Cloud-Infrastruktur, die den Einsatz von KI in 

der öffentlichen Hand einschließlich Sicherheits-

behörden des Bundes nachhaltig stärkt. Hier-

durch sollen Verwaltungsprozesse schneller und 

sicherer werden.  Die Plattform wird als modula-

rer Bestandteil des Deutschland-Stacks konzi-

piert. Sie folgt den Prinzipien der digitalen Souve-

ränität. Offene Standards, Schnittstellen, Informa-

tionssicherheit und Open-Source-Komponenten 

sind dabei zentrale Bausteine. Im Zentrum steht 
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eine Multi-Cloud-Strategie mit offenen Technolo-

gien und föderaler Anschlussfähigkeit. 

Maßnahme 4: Plattform „Digitale Souveräni-

tät“ nutzen, um die Skalierung und Kommer-

zialisierung von souveränen Ansätzen in und 

für Rechenzentren voranzubringen. 

Die Bundesregierung will die zur Stärkung der di-

gitalen Souveränität als Querschnittsthema und 

für den Austausch dazu von Verwaltung, Wirt-

schaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft ge-

plante Plattform „Digitale Souveränität“ auch nut-

zen, um Fragen und Themen der Rechenzentrum-

sinfrastruktur mit anderen Handlungsfeldern zur 

Stärkung der digitalen Souveränität zu verzahnen. 

Dabei sollen unter anderem Start-Ups, Mittel-

stand, Industrieanwender, Telekommunikations-

unternehmen, Rechenzentrumsbetreiber und 

Forschung noch besser vernetzt werden, um die 

Skalierung und Kommerzialisierung von souverä-

nen Ansätzen auch in und für Rechenzentren vo-

ranzubringen. Zudem wollen wir im Rahmen der 

Plattform „Digitale Souveränität“ Lösungen und 

Ansätze voranbringen, um die Rolle der öffentli-

chen Hand als Ankerkunde für die Nutzung von in-

novativer, souveräner Recheninfrastruktur zu 

stärken. Unser Ziel ist dabei auch die Skalierung 

digitaler Geschäftsmodelle in Deutschland und 

Europa. 
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Agiler und transparenter Strategie- und Ar-

beitsprozess 

Mit dem vorliegenden Strategiedokument inklu-

sive der hier genannten Maßnahmen erfolgt in 

den drei Handlungsfeldern Energie und Nachhal-

tigkeit, Standort und Flächen sowie Technologie 

und Souveränität der Start in verschiedene Teil-

prozesse. Die Bundesregierung setzt auf einen 

dauerhaften Austausch mit Stakeholdern. 

Auf dieses Strategiedokument und die genannten 

Maßnahmen aufbauende, aktualisierte Maßnah-

menpläne sollen im jährlichen Abstand veröffent-

licht werden. Diese werden sowohl den Umset-

zungsstand der bereits genannten Maßnahmen 

aufzeigen und konkretisieren als auch zielfüh-

rende neue Maßnahmen umfassen. 

Umsetzung der Maßnahmen 

Die angekündigten Maßnahmen sollen innerhalb 

der nächsten 12 Monate gestartet und soweit 

möglich und sachgerecht abgeschlossen werden. 

Entscheidend für den Erfolg ist die konsequente 

und nachhaltige Umsetzung in enger Zusammen-

arbeit zwischen Bund, Ländern (einschließlich 

Kommunen), Wirtschaft, Wissenschaft und auch 

Zivilgesellschaft. Ergebnisse und Erfahrung, die 

bei der Umsetzung gewonnen werden, fließen di-

rekt in den weiteren Arbeitsprozess ein. 

Speziell mit den Bundesländern wollen wir uns re-

gelmäßig eng abstimmen. Zudem wollen wir uns 

auch mit Partnerstaaten eng zu Rechenzentrums-

fragen austauschen. 

Entwicklung weiterer Maßnahmen 

Parallel zur Umsetzung der beschriebenen Maß-

nahmen arbeitet die Bundesregierung mit Stake-

holdern an der Entwicklung und Umsetzung wei-

terer Maßnahmen. Sobald eine Maßnahme eine 

gewisse Reife für eine erfolgreiche Umsetzung in-

nerhalb der nächsten 12 Monate erreicht hat, 

wird sie in die nächste Aktualisierung und den 

nächsten Maßnahmenplan aufgenommen. 

Monitoring 

Alle Maßnahmen, deren aktueller Stand und Er-

gebnisse werden durch das Bundesministerium 

für Digitales und Staatsmodernisierung in Form 

eines Monitorings nachgehalten. 

Finanzierung 

Die in der Strategie genannten Maßnahmen ste-

hen, soweit sie zu zusätzlichen Ausgaben aus dem 

Bundeshaushalt führen, nach den Grundsätzen 

des Haushaltsrechts unter Finanzierungsvorbe-

halt. Die Zuweisung von Haushaltsmitteln erfolgt 

im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens. 
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